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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [_] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

X finanzielle Auswirkungen verbunden.
(in diesem Fall bitte weiter ausfillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel  [] rot X griin Prognose Zuschussbedarf:
abs.: November 2020
3.670,657,43 €
in %: 8,9%
Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat
Investitionscontrolling [ ] Investition [] Instandhaltung
Budget verfligte Ausgaben (Ist): abs.:
in %:
l1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage
Es handelt sich um [ ] Mehrkosten
[] budgettechnische Umsetzung
. . Finanzierung
Gesamt- darin zuséatzl. . .
IM | CO | Jahr | Bezeichnung k(i):tgn Bedairrf1 2pl/i]pl (Eﬁgg' Kz)ggjeerll:tr)lg K((’lr(]gﬁ;g;‘ 9 Bezeichnung
in€
x | 2001 | Veroffentlich- 500 € 0 1300153 | 684000 amtliche
ungskosten Bekanntmachungen
Summe einmalige Kosten: 500 €

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B_Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (auler bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet verdffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergdnzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei

ei

nigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfihrungen ab Pkt. I.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Der Siedlungsbereich entlang der StraRe Am Hochfeld in Erbenheim entstand in den 1970er
Jahren. Baulich geprégt durch Zeilenbauten und Punkthochh&user, besteht vor allem fiir die
Freiflachen und die 6ffentlichen Raume Bedarf der Qualifizierung. Der bestehende
Bebauungsplan "1963/1 Weglache" enthalt nur rudimentére Festsetzungen. Fir eine fachlich
fundierte und nachhaltige Sicherung und Weiterentwicklung des Siedlungsbereiches besteht
daher ein Planungserfordernis.

Grundlage hierfir ist die im Jahre 2018 initiierte Studie "WohnenPLUS: Qualifizierung von
Grof3siedlungen und Zeilengebieten" der Landeshauptstadt Wiesbaden. In der Studie wurden
Wiesbadens Wohnraumpotentiale untersucht und stadtebauliche Konzepte erarbeitet mit dem
Ziel einer zugleich qualitativen und quantitativen Weiterentwicklung. Die Schaffung zuséatzlichen
Wohnraums ist stets verbunden, die Wohn- und Lebensqualitat aller Bewohner substantiell zu
verbessern.

Unter Beriicksichtigung dieser Zielsetzungen erfolgte die Untersuchungen des
Siedlungsbereiches. Die Ergebnisse und Empfehlungen der Studie werden im Bebauungsplan
.Am Hochfeld" beriicksichtigt und weiter vertieft.

Anlagen:

1 Ubersicht tiber den Geltungsbereich des Bebauungsplans ,,Am Hochfeld" im Ortsbezirk
Erbenheim

2 Abgrenzung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans ,,Am Hochfeld” im Ortsbezirk
Erbenheim

3 Begrundung zum Vorentwurf des Bebauungsplans vom 13.01.2021

4 Erbenheim Hochfeld_Auszug aus der Studie WohnenPLUS

Die Anlagen sind im INTRANET in der raumbezogenen Informationsverarbeitung (RIV) im
raumbezogenen Informationssystem (RIS) digital verfugbar (http:/riv/infogis/riv/riv3.html).
Erganzend wird die Anlage 2 zu den Sitzungen bereitgehalten.

C Beschlussvorschlag:

1

Die Aufstellung des Bebauungsplans ,,Am Hochfeld" wird beschlossen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ,,Am Hochfeld" liegt im nordwestlichen
Ortsrandbereich des Stadtteils Wiesbaden-Erbenheim.

Die Begrenzung des Geltungsbereichs erfolgt:

-Im Norden durch weitlaufige Felder und Grinflachen,

-im Westen durch private Kleingarten,

-im Siuden durch die bestehende Wohnbebauung entlang des Strallenzuges Weglache,

-im Osten durch die Hermann-Ehlers- Schule, den Waschbach und die Tempelhofer Stral3e.

Die Flache des Geltungsbereichs des Bebauungsplans ,,Am Hochfeld” betragt ca. 18 ha.
Als Ziele der Planung werden beschlossen:

Die vorhandenen Siedlungsstrukturen sollen in einem vertraglichen Maf3 verandert werden, so
dass eine behutsame Nachverdichtung ermdglicht wird. Neben dem quantitativen Ziel der
Wohnraumentwicklung wird hier auch das Ziel der qualitativen Stadtentwicklung im Hinblick auf
die Baustruktur, offentliche Raume, Infrastrukturanbindung, usw. verfolgt.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass


http://riv/infogis/riv/riv3.html
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- der Beschluss Uber die Aufstellung eines Bebauungsplans nach § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch
(BauGB) ortsuiblich bekannt gemacht wird,

- eine friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB durchgefiihrt wird,

- eine friihzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange nach
8 4 Abs. 1 BauGB durchgefthrt wird.

3 Die Finanzierung der durch die Landeshauptstadt Wiesbaden zu tragenden Kosten ist im
Einzelfall im Rahmen des jeweils betroffenen Dezernatsbudgets zu decken. Die Umsetzung der
im Einzelnen geplanten Mal3nahmen erfolgt vorbehaltlich der jeweils zur Verfigung stehenden
Haushaltsmittel und unter Beachtung der finanziellen Leistungsfahigkeit der Landeshauptstadt
Wiesbaden.

D Begriindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Allgemein:

Der Bebauungsplan soll fiir diesen Bereich eine geordnete und vertragliche stadtebauliche
Nachverdichtung gewéhrleisten und die planungsrechtlichen Zulassigkeitsvoraussetzungen nach
§ 30 Baugesetzbuch (BauGB) schaffen.

Finanzielle Auswirkungen:

Die dem Stadtplanungsamt entstehenden internen Kosten sind im Haushalt des Stadtplanungsamts
bertcksichtigt.

Wertschépfung:

Der Bebauungsplan schafft die Grundlage der strukturierten Nachverdichtung des Wohngebiets und
der gesamten zukinftigen Quartiersentwicklung. Dem flachensparenden Umgang mit Grund und
Boden sowie der fortwdhrenden Wohnraumnachfrage wird Rechnung getragen.

Zeitplanung:

Es ist geplant im 1. Quartal 2021 den Aufstellungsbeschluss herbeizufiihren.

Il. Demografische Entwicklung

Die Landeshauptstadt Wiesbaden erfillt mit circa 290 000 Einwohnern (31.12.2018) vielfaltige
oberzentrale Funktionen in der Wachstumsregion Rhein-Main. Mit der historischen Kernstadt und
der landschattlich reizvollen Lage umgeben von Taunus und Rheingau besitzt die Stadt eine
Vielzahl stadt- und landschaftsraumlicher Qualitaten. Wiesbaden ist Uber das Stral3en- und
Schienennetz sowie den internationalen Flughafen Frankfurt am Main sehr gut verkehrlich
angebunden. Mit dieser hohen Lebensqualitat ist die Stadt attraktiver Standort, unter anderem fir
die Wohnbevdlkerung, Arbeitskrafte und Unternehmen. Die Bevoélkerungsvorausberechnung des
Amtes flr Statistik und Stadtforschung schéatzt einen kontinuierlichen Anstieg der Bevdlkerungszahl
um 4,9 Prozent - etwa 14 000 Personen - bis zum Jahr 2035 auf knapp 304 000 Einwohner.

Aufgrund des Anstiegs der Bevolkerungszahl und der demografischen Entwicklung besteht
grundsatzlich ein Bedarf an Wohnbauflachen.
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lll. Umsetzung Barrierefreiheit

Das Amt fur Soziale Arbeit hat mit dem Stadtplanungsamt und dem Bauaufsichtsamt eine
Informationsbroschire tber barrierefreies Bauen erstellt. Das Heft informiert Gber die rechtlichen
Rahmenbedingungen, die barrierefreie Gestaltung bei Neu- und Umbauten und tber Orientierungs-
und Informationssysteme. AuRerdem enthélt sie Hinweise auf weitere Informationen zum Thema
Barrierefreiheit.

IV. Erganzende Erlduterungen

Zu Beschlussvorschlag Nr. 1:

Der Aufstellungsbeschluss muss den Bereich, fir den das Bebauungsplanverfahren durchgefihrt
werden soll, lagegenau bezeichnen.

Der Bebauungsplan soll fir diesen Bereich eine geordnete stadtebauliche Entwicklung
gewabhrleisten und die planungsrechtlichen Zuléassigkeitsvoraussetzungen nach § 30 BauGB
schaffen.

Die Studie "WohnenPLUS: Qualifizierung von Grof3siedlungen und Zeilengebieten" die aufgrund
des Beschlusses im Ausschuss fur Planung, Bau und Verkehr Nr. 178 vom 08.11.2016 initiiert
wurde hat unter anderem auch die Siedlung ,,Am Hochfeld“ betrachtet (siehe Auszug aus der Studie
Anlage 4). In der Studie wurden die Starken und Schwachen des Gebietes systematisch
aufgearbeitet und Empfehlungen fir eine zukinftige Weiterentwicklung ausgesprochen. Im Hinblick
auf die bauliche Entwicklung des Gebiets ist eines der zentralen Aussagen, dass lediglich eine
moderate bauliche Anpassung fur das Gebiet vertraglich ist. Ein groRes Potential wird in den
vorhandenen Freiraumen gesehen, die durch eine differenzierte Gestaltung und die Vernetzung
untereinander qualitativ aufgewertet werden kdnnen.

Zu Beschlussvorschlag Nr. 2:

Der Beschluss ist entsprechend § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB ortsuiblich bekannt zu machen.

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB gewahrleistet die Unterrichtung
der Offentlichkeit tiber die allgemeinen Zwecke und Ziele der Planung, tiber Planungsalternativen
und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung und bietet die Gelegenheit zur AuRerung und
Erorterung durch die Offentlichkeit.

Die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung
beriihrt werden kann, sind entsprechend § 4 Abs. 1 BauGB zu unterrichten und zur AuRBerung auch
im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprifung nach § 2

Abs. 4 BauGB aufzufordern.
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V. Gepriifte Alternativen

Wiesbaden, 11. Februar 2021
610330 6566/ml

Markus Gal3ner
Stadtrat



	Umweltamt: Umweltprüfung

